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Bebauungsplan Nr. 123 

„Gemeinschaftsgrundschule Stakerseite“ – Kaarst – 

Textteil (Stand: 25.03.2021) 

I. Festsetzungen nach Baugesetzbuch (BauGB) 

1. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

Als Gebäudehöhe gilt der oberste Gebäudeabschluss einschließlich Attika. 

Eine Überschreitung der zulässigen Gebäudehöhe um max. 2,0 m durch erforderliche 
haustechnische Anlagen ist ausnahmsweise zulässig, sofern diese allseitig um mind. 2,0 m von 
der Außenwand des Gebäudes zurückspringen und eingehaust werden. 

2. Flächen für den Gemeinbedarf 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

Innerhalb der Flächen für den Gemeinbedarf mit den Zweckbestimmungen „Schule“ sowie 
„Schule und sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ ist eine außerschulische 
Nutzung zu sonstigen kulturellen, sozialen und – im Falle der Zweckbestimmung „Schule“ – 
sportlichen Zwecken ausnahmsweise zulässig.  

3. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) BauGB) 

Die im Bebauungsplan festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall 
entsprechend nachzupflanzen. Bei Nachpflanzung sind diese Bäume jeweils bis zu vier Meter 
von ihrem ursprünglichen Standort entfernt, außerhalb des Schutzstreifens der 
Hauptwasserleitung der Kreiswerke Grevenbroich, neu zu pflanzen.  

4. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
i. S. d. Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Zum Schutz vor Außenlärm müssen die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten das nach Maßgabe von Kapitel 7 der DIN 
4109-1:2018-01 erforderliche gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß R’w,ges aufweisen. Dabei 
gilt nach Gleichung (6) der vorgenannten DIN-Vorschrift: 

R’w,ges = La - KRaumart

Das gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß R’w,ges der Außenbauteile schutzbedürftiger 
Räume muss mindestens 30 dB betragen. 

Es gelten die Begriffsbestimmungen nach Kapitel 3 der DIN 4109-1:2018-01. 
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Der zur Berechnung des gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maßes R’w,ges der 
Außenbauteile schutzbedürftiger Räume nach Gleichung (6) der vorgenannten DIN-Vorschrift 
erforderliche maßgebliche Außenlärmpegel La [dB] beträgt maximal 59 dB(A). 

Wird im Baugenehmigungsverfahren anhand einer schalltechnischen Untersuchung 
nachgewiesen, dass der maßgebliche Außenlärmpegel La [dB] unter Berücksichtigung 
vorhandener Gebäudekörper tatsächlich niedriger ist, als in der Planzeichnung festgesetzt, ist 
abweichend von Satz 1 die Verwendung von Außenbauteilen mit entsprechend reduzierten Bau-
Schalldämm-Maßen R’w,ges zulässig. 

II. Hinweise 

1. Bodenschutz und Altlasten 

Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen 
anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist nach § 202 BauGB in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

Beim Ausbau der Böden, bei Trennung des Ober- und Unterbodens sowie der Bodenschichten 
unterschiedlicher Eignungsgruppen sowie bei der Zwischenlagerung des Bodenmaterials ist 
DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“ zu beachten. 

Es wird auf die gesetzlichen Mitteilungspflichten hingewiesen. Bei Auffälligkeiten im Rahmen von 
Erdbauarbeiten ist die untere Bodenschutzbehörde des Rhein-Kreises Neuss unverzüglich zu 
informieren. Auffälligkeiten können sein: 

• Geruchliche und/oder farbliche Auffälligkeiten, die durch menschlichen Einfluss bewirkt 
wurden, z. B. durch die Versickerung von Treibstoffen oder Schmiermitteln, oder 

• Strukturelle Veränderungen des Bodens, z. B. durch die Einlagerung von Abfällen. 

2. Bodendenkmäler 

Sollten bei Bodenbewegungen innerhalb des Plangebietes archäologische Bodendenkmäler 
entdeckt werden, so sind diese dem Rhein. Amt für Bodendenkmalpflege Bonn, bzw. der Unteren 
Denkmalbehörde - Stadt Kaarst - nach den §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen anzuzeigen. 

3. Erdbeben

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 1, Untergrundklasse T gemäß der Karte der 
Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland. 

4. Artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 

Zur Vermeidung einer Verletzung oder Tötung aller besonders geschützten Arten i. S. d. § 44 
Abs. 1 Satz 1 BNatSchG ist die Entnahme von Gehölzen grundsätzlich auf den Zeitraum 
außerhalb der Brutzeit zu beschränken (01. Oktober bis 28. Februar). 

Des Weiteren sind zur Vermeidung eines Verlusts von Fortpflanzungs- und Ruhestätten i. S. d. § 
44 Abs. 1 Satz 3 BNatSchG für den Star und Fledermäuse folgende Maßnahmen zu beachten: 

Maßnahme V1: Die meisten Bäume mit Quartierpotential für Fledermäuse stocken außerhalb der 
eigentlichen Eingriffsflächen (Abb. 9). Grundsätzlich gilt daher, dass die potentiellen 
Quartiersbäume des Geltungsbereiches möglichst weitgehend erhalten bleiben sollten. 

Maßnahme V2: Sind Fällungen von Gehölzen unvermeidbar, haben sie zum Schutz von 
Brutvögeln grundsätzlich im Zeitraum außerhalb der Brutzeit zu erfolgen (01. Oktober bis 28. 
Februar). 
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Maßnahme V3: Besteht zu befürchten, dass der Star als Brutvogel von Umsetzung der Planung 
betroffen sein könnte (Fällung des potentiellen Brutbaumes, Entfernen des Nistkastens), sollten 
vor Inanspruchnahme des potentiellen Brutplatzes vorsorglich artspezifisch geeignete 
Ersatznisthilfen ausgebracht werden (im Verhältnis 1:3). Eine Vermeidung der Tötung ist über die 
Bauzeitenregelung der Maßnahme V2 erreichbar. Sollte die Beachtung dieser Bauzeitenregelung 
etwa aus Gründen der Baustellenlogistik nicht möglich sein, ist das tatsächliche Vorkommen der 
Art durch eine fachkundige Person zu überprüfen und es sind nötigenfalls Maßnahmen zu 
ergreifen, über die eine Tötung vermieden wird.

Maßnahme V4: Besteht bei zu fällenden Bäumen ein Potential für Fledermausquartiere, ist 
unmittelbar vor der Fällung (max. drei Tage) eine fachkundige Person eine Kontrolle auf Besatz 
durchzuführen. Gleichfalls hat vor dem Rückbau der Sporthalle eine Fledermauskontrolle zu 
erfolgen. Sollte eine Nutzung durch Fledermäuse festgestellt werden, sind Maßnahmen zu 
ergreifen, über die eine Tötung vermieden wird. 

Maßnahme V5: Sollte eine Nutzung durch Fledermäuse festgestellt werden, muss ein Ersatz 
entfallender Quartiere erfolgen. Ersatzquartiere können dabei – in Abhängigkeit von der konkret 
betroffenen Lebensstätte - an Bäumen oder an Gebäuden angebracht werden. Das 
Maßnahmenkonzept ist unter Hinzuziehung eines Fledermauskundlers zu erarbeiten und 
umzusetzen. 

Auf CEF-Maßnahmen kann verzichtet werden, wenn im Vorfeld der Vorhabenumsetzung eine 
Kartierung erfolgt (Star, Fledermäuse), über die ein Vorkommen der Arten für das Plangebiet 
ausgeschlossen werden kann. In diesem Falle erübrigt sich auch der vorsorgliche Ersatz 
potentieller Brutstätten des Stars (vgl. V3) sowie die Fledermauskontrolle unmittelbar vor 
Baumfällung bzw. Gebäuderückbau (vgl. V4). 

5. Versorgungsleitungen 

Entlang der Hauptwassertransportleitung der Kreiswerke Grevenbroich ist beiderseits ein 
Schutzstreifen von jeweils 4 Metern einzuhalten, innerhalb dessen eine Bebauung sowie eine 
Überpflanzung nicht zugelassen ist. Im Bebauungsplan ist nur ein Teilstück der 
Hauptwassertransportleitung vermessungstechnisch aufgenommen. Der genaue Fortlauf der 
Leitung in Nord- und Südrichtung ist unbekannt.

6. Luftverkehr 

Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Bauschutzbereich des 
Verkehrsflughafens Düsseldorf, im Anflugsektor der Landebahnen 05L und 05R. Der 
Bauschutzbereich gem. § 12 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) ist hier entsprechend der 
Stellungnahme der Bezirksregierung Düsseldorf vom 02.02.2021 ab einer Höhe von 136,0 m 
über Normalhöhennull (ü. NHN) betroffen. Es ist mit Belastungen durch Fluglärm zu rechnen. Der 
gesetzliche Lärmschutzbereich des Flughafens ist nicht berührt. 

7. Einsehbarkeit von Vorschriften 

Die im Bebauungsplan genannten, jedoch nicht öffentlich zugänglichen Vorschriften (u. a. 
Richtlinien und DIN-Vorschriften) können im Fachbereich III, Technisches Dezernat der 
Stadtverwaltung, Rathausplatz 23, 41564 Kaarst, während der Öffnungszeiten eingesehen 
werden. 
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